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Nr. 32 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages 
(4. Session der 16. Gesetzgebungsperiode) 

 
Antrag 

 
der Abg. Klubobleute Mag.a Gutschi, Mag.a Dr.in Humer-Vogl, Egger MBA und Abg. Mag. Mayer 

betreffend ein Verfassungsgesetz, mit dem das Salzburger Stadtrecht 1966 geändert wird 
 
 
§ 20a des Salzburger Stadtrechtes 1966 sieht derzeit vor, dass die im Gemeinderat vertrete-
nen Fraktionen von der Stadt Förderungsmittel zur Bewältigung ihrer kommunalpolitischen 
Aufgaben erhalten. Im Unterschied zu den Bestimmungen, die für die auf Landesebene und 
Bundesebene tätigen politischen Gruppierungen gelten (vgl den 1. Abschnitt des Salzburger 
Parteienförderungsgesetzes und das Parteiengesetz 2012), sind im Salzburger Stadtrecht 1966 
derzeit keine gesonderten Zuwendungen an die im Gemeinderat vertretenen politischen Par-
teien vorgesehen. Dieser Unterschied ist rechtlich von großer Relevanz, da gemäß § 2 Z 5 des 
Parteiengesetzes 2012 (PartG) jede Zahlung, Sachleistung oder lebende Subvention, die na-
türliche oder juristische Personen einer politischen Partei (oder anderen, hier nicht relevan-
ten Gruppierungen) zuwenden, als Spende gilt. Fördermittel der Gebietskörperschaften, die 
gemäß der Verfassungsbestimmung im § 3 PartG gewährt werden, gelten hingegen nicht als 
Spenden und sind daher auch nicht von den im § 6 PartG normierten Höchstgrenzen erfasst.  
 
Mit der Verankerung der gesetzlichen Grundlage für die Fraktionsförderung im Jahr 2003 
(LGBl Nr 35/2003) verfolgte der Landesgesetzgeber das Ziel, ausdrücklich auch die Arbeit po-
litischer Parteien auf Gemeindeebene zu fördern. Die Erläuterungen zur Regierungsvorlage 
dieser Novelle (BlgLT 273 5. Sess 12.GP, Link: https://service.salzburg.gv.at/lpi/viewEx-
tern?id=16700) führen dazu aus: „Die Aufwendungen, die aus den Förderungsmitteln finan-
ziert werden, müssen mit der Stadt- und Kommunalpolitik tatsächlich in Beziehung stehen. 
Öffentlichkeitsarbeit und Schulung der Gemeinderatsmitglieder werden im Gesetz noch aus-
drücklich erwähnt. Selbstverständlich gehören dazu auch die Wahlwerbungen für Wahlen auf 
kommunaler Ebene (Gemeinderat, Bürgermeister) wie auch für Bürgerabstimmungen, -begeh-
ren und -befragungen in der Stadt. Ansparungen für zukünftige derartige Ausgaben – die spä-
ter belegte widmungsgemäße Verwendung vorausgesetzt – wie auch die Tilgung von diesbe-
züglichen Schulden sind zulässig.“ 
 
Um dieses seinerzeitige Ziel des Gesetzgebers zu erreichen, soll es den Fraktionen ermöglicht 
werden, einen selbst zu bestimmenden Teil der Fraktionsgelder der Unterstützung einer poli-
tischen Partei zu widmen. Dieser Anteil an den Förderungsmitteln, deren Höhe insgesamt un-
verändert bleibt, ist von der Stadt direkt der politischen Partei zuzuwenden und unterliegt 
daher nicht den im PartG enthaltenen Bestimmungen über Spenden. 
  
Diese Änderung soll erstmals mit Beginn der nächstfolgenden Amtsperiode des Gemeinderates 
zum Tragen kommen, da die entsprechenden Beschlüsse des Gemeinderates jeweils in der 
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konstituierenden Sitzung für die Dauer der Amtsperiode zu fassen sind (§ 20a Abs 3). Für die 
laufende Amtsperiode sieht der Entwurf im vorgeschlagenen § 85 vor, dass über Antrag einer 
Fraktion ein bestimmter Anteil der Fraktionsförderung zum nächsten Fälligkeitstermin unmit-
telbar der Partei zu überweisen ist bzw. für bereits in der Vergangenheit liegende Zeiträume 
als unmittelbar der Partei überwiesen gilt. Die entsprechenden Nachweis- und Rückerstat-
tungspflichten trifft für diesen Mittelanteil die Partei an Stelle der Fraktion (§ 85 Z 3). 
 
In diesem Zusammenhang stellen die unterzeichneten Abgeordneten den 
 

Antrag, 
 
der Salzburger Landtag wolle beschließen: 
 
1. Das beiliegende Gesetz wird zum Beschluss erhoben. 
 
2. Dieser Antrag wird dem Verfassungs- und Verwaltungsausschuss zur weiteren Beratung, Be-

richterstattung und Antragstellung zugewiesen. 
 
 

Salzburg, am 7. Oktober 2020 
 

Mag.a Gutschi eh.  Mag.a Dr.in Humer-Vogl eh. 
 

Egger MBA eh.  Mag. Mayer eh. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Verfassungsgesetz vom ……….., mit dem das Salzburger Stadtrecht 1966 geändert wird 
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Der Salzburger Landtag hat beschlossen: 
 
Das Salzburger Stadtrecht 1966, LBGl Nr 47, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 40/2020, wird geändert wie 
folgt: 

1. Im Inhaltsverzeichnis lautet die den §20a betreffende Zeile: 
 „§ 20a Fraktions- und Parteienförderung“ 

2. § 20a lautet: 
„Fraktions- und Parteienförderung 

§ 20a 
(1) Zur Bewältigung ihrer kommunalpolitischen Aufgaben einschließlich Öffentlichkeitsarbeit und Schulung 

ihrer Mitglieder erhalten die im Gemeinderat vertretenen Fraktionen eine jährliche finanzielle Unterstützung von der 
Stadt. Die Unterstützung (Fraktionsförderung) besteht aus einem Sockelbetrag für jede Fraktion und einem Steige-
rungsbetrag je Mitglied der Fraktion. 

(2) Auf Antrag der Fraktion gebührt ein von ihr zahlen-oder prozentmäßig zu bestimmender Teilbetrag der 
Fraktionsförderung an Stelle der Fraktion einer im Gemeinderat vertretenen politischen Partei (Parteienförderung).  
Die näheren Bestimmungen zur Antragstellung sind vom Gemeinderat durch Verordnung zu regeln. 

(3) Die Höhe der gesamten jährlichen Fraktions- und Parteienförderung wird durch den Gemeinderat für die 
Dauer seiner Amtsperiode in der konstituierenden Sitzung bestimmt. Gleichzeitig ist die Höhe des Sockelbetrags 
festzulegen, wobei zwischen Fraktionen, deren Mitglieder einen Klub bilden, und anderen Fraktionen unterschieden 
werden kann. Der Steigerungsbetrag ergibt sich durch Teilung der Differenz zwischen dem für die Fraktionsförderung 
vorgesehenen Gesamtbetrag und der Summe der den Fraktionen zustehenden Sockelbeträge durch die Zahl der Mit-
glieder des Gemeinderates. 

(3) Die Fraktions- und Parteienförderung gebührt für Zeiträume von weniger als einem Jahr in aliquotem Aus-
maß, beginnend für den der konstituierenden Sitzung des Gemeinderates folgenden Monat und letztmalig für den 
Monat, in den die konstituierende Sitzung des neu gewählten Gemeinderates fällt. Die Fälligkeit der Fraktions- und 
Parteienförderung ist vom Gemeinderat selbstständig zu regeln. Die Fraktions- und Parteienförderung ist von Amts 
wegen zu berechnen und an die von der Fraktion bzw von der politischen Partei namhaft gemachte Person auszuzah-
len. 

(4) Die widmungsgemäße Verwendung der Fraktions- und Parteienförderung unterliegt der Prüfung durch das 
Kontrollamt. Zu diesem Zweck haben die Fraktionen und jene Parteien, die gemäß Abs 2 Förderungsmittel erhalten 
haben, die Belege für die Verwendung der Fraktions- und Parteienförderung im vergangenen Kalenderjahr bis zu 
einem vom Gemeinderat bestimmten Zeitpunkt dem Kontrollamt vorzulegen. Eigenbelege ohne Empfangsbestäti-
gung sind nur bis zu einem vom Gemeinderat bestimmten Gesamtbetrag für Bagatellausgaben zulässig, wenn die 
Nichtbeibringung einer Empfangsbestätigung begründet ist. Das Kontrollamt hat dem Gemeinderat über die Ergeb-
nisse der Prüfung zu berichten. Der Bericht ist vom Gemeinderat in öffentlicher Sitzung zu behandeln. 

(5) Wurden nach den Feststellungen des Kontrollamtes 
 a) keine Belege oder nur Belege über einen Teil der erhaltenen Fraktions- und Parteienförderung vorgelegt, 

ausgenommen der vom Gemeinderat bestimmte Gesamtbetrag für Bagatellausgaben, oder 
 b) die erhaltenen Förderungsmittel auf Grund der vorgelegten Belege nicht widmungsgemäß verwendet, 
sind die jeweiligen Beträge von der betreffenden Fraktion bzw Partei zurückzuerstatten. Erforderlichenfalls sind die 
zurückzuerstattenden Beträge vom Gemeinderat vorzuschreiben. Wenn die Rückerstattung nicht auf andere Weise 
erfolgt, sind nachfolgend fällig werdende Förderungsbeträge soweit und solange zu kürzen, bis keine zurückzuerstat-
tenden Beträge mehr offen sind. Nach Neukonstituierung des Gemeinderates offene Beträge sind von den Förde-
rungsbeträgen abzuziehen, die der Fraktion oder Partei zustehen, die bei der vorangegangenen Wahl als wahlwer-
bende Gruppe, abgesehen vom Listenführer, dieselbe Parteibezeichnung verwendet hat oder der mehr als ein Viertel 
der Mitglieder der Fraktion, die die zurückzuerstattende Fraktionsförderung erhalten hat, angehören. Anderenfalls 
sind die offenen Beträge von den Mitgliedern der ehemaligen Fraktion zurückzuerstatten.“ 

2. Nach § 84 wird angefügt: 
„§ 85 

(1) § 20a in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr ….. /2020 tritt mit dem Beginn der auf die Kundmachung dieses 
Gesetzes folgenden Amtsperiode des Gemeinderates in Kraft. 

(2) Bis zum Inkrafttreten gilt für die Aufteilung von Mitteln der Fraktionsförderung folgendes: 
 1. Ab dem auf die Kundmachung dieses Gesetzes folgenden Tag kann jede Fraktion beantragen, dass ein von 

ihr zahlen- oder prozentmäßig zu bestimmender Teil der Fraktionsförderung von der Stadt unmittelbar einer 
im Gemeinderat vertretenen politischen Partei zufließen soll. Dieser Antrag kann auch rückwirkend für Zeit-
räume ab Beginn der laufenden Amtsperiode gestellt werden.  
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 2. Ab dem auf die Antragstellung nächstfolgenden Fälligkeitszeitpunkt sind die von der Fraktion bestimmten 
Teilbeträge der Fraktionsförderung von der Stadt direkt der politischen Partei zuzuwenden. Für Zeiträume, 
die vor diesem Fälligkeitszeitpunkt liegen, gilt der betreffende Teilbetrag der Fraktionsförderung als unmit-
telbar der politischen Partei zugewendet. Ein Anspruch der Fraktion oder Partei auf Förderungsmittel, die 
über die vom Gemeinderat gemäß § 20a Abs 2 für die laufende Amtsperiode beschlossenen Beträge hinaus-
gehen, besteht nicht. 

 3. Für jene Teilbeträge der Fraktionsförderung, die der politischen Partei unmittelbar zugehen oder die als un-
mittelbar zugegangen gelten, gelten § 20a Abs 4 und 5 in der in der laufenden Amtsperiode geltenden Fas-
sung sinngemäß mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Fraktion die politische Partei tritt.“ 
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